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Das Bezugsrundschreiben zur Gewährung von Sonderurlaub bzw. Arbeitsbefreiung anlässlich 

akuter Katastrophen wegen Hochwassers oder extremen Schneefalls vom 17. Januar 2019 wird 

aus aktuellem Anlass neu gefasst und um den Anwendungsfall der Bewältigung der Katastro-

phenfolgen erweitert. Zudem wird für besondere Härtefälle eine Erweiterung der Arbeitsbefrei-

ungstage bzw. Sonderurlaubstage ermöglicht.  

Das Bezugsrundschreiben wird durch die nachstehende Neufassung ersetzt:  

Für die Gewährung von Sonderurlaub für die Beamtinnen und Beamten des Bundes und von Ar-

beitsbefreiung für die Tarifbeschäftigten des Bundes anlässlich akuter Katastrophen infolge 

Hochwassers oder extremen Schneefalls gebe ich folgende Hinweise: 

1. Die Freistellung bei Heranziehung zum Katastrophenschutzdienst (insbesondere Wasser-

wehr-und Deichdienst, Räumung der Schneemassen [z.B. der Schneelasten von gefährde-

ten Dächern] und von Baumbruch; Bergwacht) richtet sich bei den Tarifbeschäftigten nach 

den entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften. Beamtinnen und Beamten wird nach 

§ 11 Abs. 2 und 3 Sonderurlaubsverordnung (SUrlV) Sonderurlaub unter Fortzahlung der 

Besoldung gewährt. 
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2. Zur Sicherung des eigenen, unmittelbar durch Hochwasser oder extremen Schneefall be-

drohten Eigentums, und in anderen Fällen der vorübergehenden Verhinderung1 an der Ar-

beitsleistung infolge der akuten Katastrophe wegen Hochwassers oder extremen Schnee-

falls bin ich in Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen damit einverstan-

den, dass für die Tarifbeschäftigten im notwendigen Umfang Arbeitsbefreiung unter Fort-

zahlung des Entgelts von bis zu fünf Arbeitstagen gewährt werden kann; dies gilt auch zur 

Bewältigung der Katastrophenfolgen. Bei Beamtinnen und Beamten kann in entsprechen-

den Fällen einer Verhinderung an der Dienstleistung nach Maßgabe des § 22 Abs. 2 SUrlV 

in gleicher Weise verfahren werden. Unter Sicherung des Eigentums ist auch das Eigentum 

von Verwandten 1. Grades zu verstehen (Eltern, Geschwister, Stiefeltern, Stiefkinder, Pfle-

geeltern, Pflegekinder). Gleiches gilt für die Arbeitsbefreiung bzw. den Sonderurlaub im 

Rahmen der Bewältigung der Katastrophenfolgen. Die jeweilige Dienststelle hat innerhalb 

dieses Rahmens über den notwendigen Umfang nach Maßgabe aller bekannten Tatsachen 

eigenverantwortlich zu entscheiden. 

Härtefallregelung: Für die Anwendungsfälle nach Ziffer 2 bin ich in Abstimmung mit dem 

Bundesministerium der Finanzen damit einverstanden, dass für die Tarifbeschäftigten in 

ganz besonderen Ausnahmefällen im notwendigen Umfang Arbeitsbefreiung unter Fort-

zahlung des Entgelts von weiteren bis zu 15 Arbeitstagen gewährt werden kann (insgesamt 

20 Arbeitstage). Bei Beamtinnen und Beamten kann in entsprechenden Fällen einer Ver-

hinderung an der Dienstleistung nach Maßgabe des § 22 Abs. 2 SUrlV in gleicher Weise ver-

fahren werden. Die Dienststellen entscheiden eigenverantwortlich und unter Berücksichti-

gung aller Umstände, unter anderem des individuellen Arbeitszeitmodells, im Einzelfall 

über die Anzahl der zu bewilligenden Tage.  

3. Soweit in der Dienststelle infolge der akuten Katastrophe wegen Hochwassers oder extre-

men Schneefalls kein Dienstbetrieb möglich ist, ist von einer Betriebsstörung auszugehen. 

Es gelten die von der Rechtsprechung (zu § 615 BGB) entwickelten Grundsätze. Danach be-

halten Tarifbeschäftigte, die ihre Arbeitsleistung anbieten, ihren Entgeltanspruch. Bei Be-

amtinnen und Beamten ist in diesem Fall von einem genehmigten Fernbleiben vom Dienst 

auszugehen (§ 96 Bundesbeamtengesetz - BBG). 

4. Ist die Dienststelle bzw. der Arbeitsort infolge einer durch Hochwasser oder extremen 

Schneefall bedingten akuten Katastrophe durch Verkehrsstörungen am Wohn- oder Ar-

beitsort nicht erreichbar, bin ich in Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finan-

zen damit einverstanden, dass bei derartigen hochwasser- oder schneebedingten Arbeits-

versäumnissen, die nicht durch Leistungsverschiebung oder Nutzung flexibler Arbeitszeit-

modelle (z. B. Gleitzeit oder mobiles Arbeiten) ausgeglichen werden können, Arbeitsbefrei-

ung bzw. Dienstbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts/der Besoldung im notwendigen 

Umfang gewährt werden kann. Die jeweilige Dienststelle hat über den notwendigen Um-

fang nach Maßgabe aller bekannten Tatsachen eigenverantwortlich zu entscheiden. 

                                            
1 Eine vorübergehende Verhinderung an der Dienst- bzw. Arbeitsleistung liegt u. a. vor: 
Bei tatsächlicher Betreuung eines Kindes unter zwölf Jahren, einem nach ärztlichen Gutachten pflegebedürftigen sons-
tigen Angehörigen und einem wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftigen 
Angehörigen. 



 
  

    

 Seite 3 von 3 
 

 

 

 
  

 

In begründeten Fällen kann bei Verzicht auf das Entgelt auch kurzfristig Arbeitsbefreiung ge-

währt werden, wenn die dienstlichen Verhältnisse es gestatten (§ 29 Abs. 3 S. 2 TVöD). Es ist je-

weils im Einzelfall nach Ermessen zu prüfen und zu entscheiden, inwieweit eine Freistellung ge-

währt werden kann. Es muss sich hierbei um eine kurzfristige Freistellung handeln (maximal bis 

zu 2 Wochen). Sollte eine längere Freistellung erforderlich sein, so wäre dies ein Fall des unbe-

zahlten Sonderurlaubs nach § 28 TVöD. Danach können Beschäftigte bei Vorliegen eines wichti-

gen Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts Sonderurlaub erhalten. Für den Be-

amtenbereich gilt eine entsprechende Regelung gemäß § 22 Abs. 1 SUrlV, wonach Sonderurlaub 

unter Wegfall der Besoldung gewährt werden kann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

Die vorgenannten Regelungen zur Gewährung von Sonderurlaub bzw. Arbeitsbefreiung gelten 

anlassbezogen, also auch bei jeder künftigen akuten Katastrophe wegen Hochwassers oder extre-

men Schneefalls. 

Dem BMI ist im Nachgang (Referat D5 für den Tarifbereich und D2 für den Beamtenbereich) 

über ihre Referatspostfächer (D5@bmi.bund.de, D2@bmi.bund.de) mitzuteilen, in wie vielen Fäl-

len von der Härtefallregelung Gebrauch gemacht wurde. 

Im Auftrag 

i.V. Armin Franzen i.V. Madlen Lehmann 

Weitere Rundschreiben finden Sie in der Rundschreibendatenbank. Mit unserem Newsletter in-

formieren wir Sie über die Veröffentlichung von aktuellen Rundschreiben; hier können Sie sich 

anmelden 
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